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Gemeinsame elterliche Sorge

Problem- und Fragestellung

In einem Eheschutzverfahren wurde die elterliche Sorge beiden Eltern gemeinsam übertragen. Die Obhut wurde der Mutter zugeteilt. Die Eltern sind sich über den Inhalt der elterlichen Sorge nicht einig. Was genau beinhaltet in dieser Situation die elterliche Sorge?

Erwägungen

Die Ausübung der elterlichen Sorge unterliegt, da im obigen Fall die elterliche Lebensgemeinschaft fehlt, besonderen Regeln. Über die Loyalitätspflichten von Art. 274 Abs. 1 und Art. 275 a Abs. 1 ZGB hinaus haben sich die Eltern um ein einträchtiges Zusammenwirken zur Wahrung des Kindeswohls zu bemühen (vgl. sinngemäss Art. 159 Abs. 2 ZGB). Gleichzeitig haben sie die Persönlichkeitssphäre des anderen, gerade auch hinsichtlich dessen sozialer Neuorientierung, zu achten. 

Im Regelfall der Obhut eines Elternteils ist jedoch die Ausscheidung folgender zwei Bereiche nicht zu vermeiden:

· Gemeinsame Entscheidung beider Eltern und

· Alleinige Entscheidung des Inhabers der Obhut

Zum ersten gehören die für die Entwicklung des Kindes wichtigen Entscheidungen (vgl. Art. 275a Abs. 1 ZGB) wie die Schul- und Berufswahl, Operationen, riskante medizinische Behandlungen, änderung des Namens oder des Bürgerrechts, Unterbringung bei Dritten, Wechsel der Obhut, unter Vorbehalt von Art. 303 ZGB Eintritt oder Austritt aus einer Religionsgemeinschaft. In der Regelungsvereinbarung, welche notwendiger Bestandteil des Antrages für die gemeinsame elterliche Sorge ist, kann die Mitsprache in den Grenzen von Art. 27 und Art. 301 Abs. 2 ZGB auf weitere Bereiche ausgedehnt werde, wie z.B. Vereins- und musische Tätigkeit, gefährliche Sportarten, Leistungssport, Auslandaufenthalt.

In den übrigen Bereichen entscheidet der Inhaber der Obhut allein. Dies gilt auch für den gemeinsamen Bereich, wenn Gefahr in Verzug liegt und der andere Elternteil innert nützlicher Frist nicht Stellung nimmt. Umgekehrt kommt die umfassende Alleinentscheidungsbefugnis dem anderen zu, wenn der Inhaber der Obhut ausfällt.
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